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WIENER GEMEINDERAT .

Sitzung vom19 .Dezember1930 .
Vizebgm .Hoss eröffnet die Sitzung um 17 ' 15Uhr .
Es wird die/Debatte über die vierte Werwaltungsgruppe fortgesetzt -

St .R .Kungönek "( E . . ): Gestern ist in einer Rede die voneiner
rührendenNaivetätzengt ,die abernicht unwidersprochenbleibendarf,über
die Bundeswohnbauförderung und die Wohnbaupolitik im Deutschen Reich gespro - ¬

chenworden .DasssolcheBehauptungenüberdie deutscheWohnbaupolitikmög¬
lich sind ,ist mir erst klar geworden ,als sich GR. ReismannzurBekräftigung
seiner Darlegungen auf eines der führenden kapitalistisehen Blättern Deutsch¬
land berufen hat .Nur wer aus solchen Quellen schöpft ,kann zu solchen Schlüs - ¬
sen kommen .Wahr ist vielmehr ,dass die deutsche Wohnbaupolitik Grossartiges
geleistet hat und dass con einem Krach der deutschen Wohnbaupolitikkeine
Rede sein kann .Es steht einem Wiener Gemeinderat sehr schlecht an -über eine
so grossartige Wohnbaupolitik ,ein solches Urteil abzugeben .Wenn die deut - ¬

sche Richsregierung jetzt für die Wohnbauförderungkleinere Beträgezur
Verfügunggestellt hat ,so nurdeshalbweildasDeutscheReichaufallen
Gebieten zu sparen gezwungenist .Dass es da und dort in Deutschlandwegen
zu hoherZinse unanbringlicheWohnungengibt ,erklärt sich daraus ,dass .
auchin DeutschlandmancheBevölkerungsschichtenzusammengebrochensind ,
dasselbeBild zeigt sich auchin Wien .Soüber die deutschenVerhältnissezu
sprechen ,wie es GR . Reismann getan hat,ist nur möglich ,wdl,ihm scheinbar

entgangen ist ,dass es die Differenzen ,die es bei uns im Mietzins gibt ,in
die Uebervalorisierung der Mietzinsen JarkdA

Doutschland nicht gibt .Burch/ist auch erreicht wordon ,dass die Spannung
zwischen gesetzlichem Mietzins und Bauindex im Gegensatz zu uns sich sehr

verringert hat .Wir haben keinen Anlass ,die deutsche Wohnbaupolitik zuver¬
teidigen ,wennaber die Rededes GRReismannin Deutschlandbekanntwird ,
wird mandraussen über diese Rede ein Urteil abgeben ,in der die Verwunderung
über eine so aufgestappelte Ignoranz keine untergeordnete Rolle spielen wird
( Lebhafter Beifall bei der E . . )Auch was GR .Reismann über die Bundeswohn¬

bauförderung gesagt hat ,entspricht nicht den Tatsachen .Vorallem hat

niemandauf Grunddes GesetzesdenAnspruchauf einenbestimm
ten TeilausderBundeswehnbauförderung.Wohlist in dasGesctzdieBestimmung
hineingenommenworden ,dasszudenAnspruchsberechtigtenauchdieGemeinden
gehören ,aber es wurde abgelchnt ,wie es Dr .Danneberg gefordert hatte ,den
Abteil der Gemeindenzu bestimmen .Das Gesetz ist einvernehmlichzustande - ¬
gekommenunddie spzialdemokratischePartei hat daher kein Rechtzu denein
zelnen B,stimmungendes Gesetzesin so politischer und tendenziöserWeise
Stellung zu nehmen ,wie es hier geschchen ist .( GR. Rausnitz :Es handelt sich
nicht umdie B,stimmungendes Gesetzes ,sondernumdie Handhabung ! )Auchgegen
die Handhabungist nichts zu sagen ,weil sie sich auf das Gesctzstützt .
Wenndie Sozialdemokratendie Dingeimmerso darstellen ,als ob Wieninder
Bundeswohnbauförderungbenachteiligtwurde ,so verwechselnsie da dasGemeinde-¬

interesso mit dem Intoresse der Bevölkerung .( GR .Schleifer :Mit dem der Vil¬

lenbesitzer sicherlich nicht ! -Zwischenrufe) .In der letzten SitzungdesKura¬
toriumswurdefür Wienein Betragvonüber 118Millionengenchmigt .( Hört !
Härt !beider . . -GR,Nachtnebel:SiorufenHärt' Hört! ,weilIhnendasoffon¬
bar zu viel ist/ - LebhafterWiderspruchbei der . . )GR. Haider :Dashat
dochniemandgesagt(GR.Gschladt:Dasist eineganzdemagogischeVerdrehung . .
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GR .Nachtnebel :Der Herr Gschladt reden noch von Demagogie ! . - LebhafteZwischen¬
rufe ) .Die Dinge in einer ganz rabulistischen und unwahren Weise dargestellt

zu haben ,bleibt das Verdienst des GR .Reismann .Es zeigt das ,welcherVer¬
drehungs - undVerleumdungskünsten man ausserhalb dieses Saales ausgesetzt
ist ( Lebhafte Zwischerufc . - GR.Schleifer :Aber recht hat er doch ! . - GR. Huber !
GenganS 'Schofa blasen ! - Zwischenrufe ) .Auf reine Gemeindebautenentfällt
von diesem .Betrag von 118 Millionen der B,trag von 10 ' 9Millionen .Mankönnte
hier sagen ,dass die Badachtnahme auf die Gemeinde im Verhältnis auf die

Priyatbauten ,zu deren .auch die genossenschaftliden gehören zugeringfügig
sei .Ich tue das nicht ,weil ich für den städtischen Wohnhausbau nicht so

begeistert bin und viel mehr Begeisterung habem für die private Bautätig - ¬
keit ,insbesondere wenn es sich um den genossenschaftlichenund Siedungsbau
handelt .WennSt . R .Weberbehauptet ,dass,falls die WohnbauförderungdenWün- ¬
schen des Gemeindrates in vollem Umfangeentsprochen hätte ,heuer statt
6000 mindestens 11 . 000Wohnungenerbaut worden wären ,so ist das eine kühne
Konstruktion .Sie prunken immer damit ,was Sie im Gemeinderat beschliessen .
Das alles steht aber sehr im Widerspruch zu dem ,was Sie praktisch machen

und machen können .So haben Sie bis Juni dieses Jahres die Wohnbautätigkeit
gedrosselt und erst dann mit einer erhöhten Bautit igkeit eingesetzt .Nach
meinen Informationen deshalb ,weil das Finanazreferat gebremst hat .Eine

Reihe von Bauten ,die schon im Jahre 1928 beschlossen worden waren ,sind
erst 1929 in Angriff genommen worden und ebenso wurde eine Rcihe vonBauten
die als Gemeindebauten in Aussicht genommen waren auf das Gebiet der staat¬

31untelichen Wohnbauförderung abgeschoben . AuchdenBauten die von der Wohn¬
bauförderung schon bewilligt worden sind ,sind solche ,die aus demeigent¬
lichen Wohnbauprogrammentnommenworden sind .Solange Sie sich solche
Changements erlauben ,wird Ihnen nimmand den Umfang Ihrer Bautätigkeit glau¬
ben .Von dem Betrag von 118 Millionen Schilling ,der um rund 30
Millionen Schilling über das Wohnbauprogramm der Gemeinde für 1930 hinaus - ¬

reicht ( Hört ! Hört !bei der . . )ist auf die Gemeinde Wien ein Betrag
von 10 ' 9Millionen entfallen und die G,meinde hat dabei aus ihren eigenen
Mitteln nur einen Bgtrag von ' 9Millionen zur Verfügung zustellen ,
also nur ein Zehntel des Erfordernisses ,während das übrige Erfordernis von
der Zentralsparkasse der Gemeinde Wien bestritten wird .Ich habe seinerzeit
erklärt ,dass eine Wohnbauanleihe zu einem grossen Teil im Inland selbst

getätigt werdenkönnte .Andiesem Beispiel sieht man ,wie leicht dasmöglich
wäre .Von den Genossenschaften wird ein Bauprogramm von über 12Millionen
durchgeführt ,ahø Eigenkapital bringen die Genossenschaften ungefähr ' 5

Millionen Sch 'ling auf .Die restliche Finanzierung erfolgt durchSparkas¬
sen ,Hypot 'en - undBankenkredit .Die Bauwerber ,die Ein -undZweifami¬
lienhäuser bauen ,scheinen mit einem bewilligten Erfordernis von 1313Millio¬
nen auf .Davon haben sie ein Eigenkapital von ' 5Millionen aufgebracht ,den

Rest habensie vonästerreichischenKreditinstituten zur Verfügunggestellt
erhalten .Die Miethäuser wurden mit einem Betrag von 81 ' 7Millionen bedacht
und zwar haben die Bauherren ein Eigenkapital von 11 ' 2Millionen aufge¬
bracht ,während67 MillionenimWegevonKreditoperatienenbeigestelltwer¬
den .Von den 118 Millionen sind also : 97 Millionen im WeggvonKreditope - ¬
rationen aufgebracht worden ,21 ' 1Millionen als Ejgenkapital ,woven 20 Mil¬

lionen wirklich reines Privatkapital darstellen .Andiesen Ziffernerkennt
man den grossen Wert der Bundeswohhbauförderung .Sie mobilisiert das Privat¬

kapital in grossemUmfange .Diese Riesenwohnbautätigkeit ist nur miteinem
Betragevon113Millionenzu RchnungöffentlicherGelder ,HierderGemeinde
Wienngegangen .Wennmandas Wiener Beispiel ,auf dieBundeswohnbauförderung
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durch die Bundeswohnbauförderung
überträgt ,erkennt man erst ,welche gewaltige SummenPrivatkapital/mobili - ¬

siert wordensind umdie Wohnungsnotund Arbeitslosigkeit zubekämpfen .
Im Zusammenhange mit der Bundeswohnbauförderung wurde auch vomWohnungs - ¬
schacher gesprochen .Ich bin gegen den Wohnungsschacherin jeder Form
immer aufgetreten und habe im Nationalrat sehr dafür gekämpft ,dass der
Vermietungszwang eingeführt wird ,habe mich aber nicht durchzusetzen ver - ¬
moche .Das Wohnungsantselbst liefert den Gegnern jedwedenVermittlungszwan¬
ges ausreichendes Material .Ich will nur zwei Fälle anführen .In derBeckmann¬
strasse in einem Privathaus hatte ein Mieter eine Zimmer - undKüchenwohnung
inne .Die Wohnung wurde von 8 Personen bewohnt ,Wegen dieses grossen Ueber - ¬

belages wurdeder Mieter ddaser WohnungvomWohnungsamtin Evidenzgeführt
und ihm eine grössere Wohnung in einem städtischen Neubau versprochen .Er er¬
hickn tatsächlich eine solche im städtischen Neubau in der Goldschlagstras¬
se . Fürdie in dem Brivathaus freigewordene Wohnung hat sich ein Mietor be¬
worben ,der sich schonvor 5 Jahren umeine Gemeindewohnungangemelethat .
Der Hausbesitzer hat die freigewordene Wohnung dem Wohnungsamt zur Verfü¬
gung gestellt und als Mieter den Mannvorgeschlagen ,der ,wie schonerwähnt ,
sich schon vor 5 Jahren beim Wohnungsamtangemeldet hat ,weil er nureine
Wohnküchezur Verfügung hat .Das Wohnungsamthat den Vorschlag desHaus¬
besitzers glatt abgelehnt und so sitzen die 8 Personen noch immer in der

Zimmer -und Küchenwohnung und die andere Partei in der Wohnküche .In einem
zweiten Fall wurde einer Partei wegen Ueberbelag der Zimmer -undKüchenwohn
die die Partei bewohnt ,ein Siedlungshaus auf dem Flötzersteig zu¬

gesagt ,wenn der Hausherr die Wohnung dem Wohnungsamt "zur
Verfügung stellt .Der Hausherr hat nun als Mieter für die Wohnung einen Af - ¬

termieter vorgeschlagen ,der Frau und ein Kind hat und einen getrennten Haus .
halt infolge seiner Wohnverhältnisse führen muss .Den Vorschlag des Haus¬

herren hat das Wohnungsamt ebenfalls abgelehnt und so erhielt die eine Par¬
tei nicht das ihr zugesagte Siedlungshaus und der Aftormieter mussseine
drückenden Wohnungsverhältnisse weiter ertragen .So haben wir jetzt einen
Zustand ,der einfach unbeschreiblich ist . Esstchen Wohnungen leer ,weil
das Wohnungsamtmit Umgehungdes Gesetzes ein Einweisungsrecht sich erpres¬
sen will . Esist daher nicht zu verwundern ,wenn die Gegner der Zwangsver
mietung dem Wohnuggsamt kein solches Recht in die Hand geben wolle .Auf
den Vorwurfmdass heute die Hausbesitzer ihre Wohnungen nur verschachern ,
muss fostgestellt werden ,dass nach einem Berichte des ,St .R .Weber imSenat
Wiener Hausbesitzer dem Wohnungsamt in der Zeit vom 1 .Jänner bis 30 .Novom - ¬

ber . J .L .161 Wohnungen zur Verfügung gestellt haben und diese Wohnungen

nunmehr d 'h das Wohnungsamt mit insgesamt 13 . 106Personen besåtzt wurden .
Diese I sonen sind durchwegs besser untergebracht als instädtischen Neu¬
bauten ,da die Wohnungsdichte in ihren nunmchrigen Wohnungen ' 5beträgt ,
während sic in den städtischen Neubauten ' 6beträgt .Es wäre höchste

Zeit ,dass sich das Wohnungsamteiner etwas wenigerbolschewisierenden
Praxis bedienen würde ,um endlich die Stimmung unter der Hausbesitzerschaft
zu entgiften . Esist richtig ,dass Wohnungen verkauft werden ,aber nicht al¬
le Husbesitzer tun dies aus Profitgier ,sondern es gibt auch solche ,die
in drückendster Not sind ,weshalb sie Wohnungen verkaufen .Der Hausbesitzer

aber vermietet heute die Wohnung überhaupt nicht mehr ,sondern gibt sie

an ein Wohnungsvermittlungsbüroweiter ,die mit Hilfe des Magistrat sin
der letzten Zeit gerade auf dem Boden herausgeschossen sind .Das ist ein
Zustand ,der befürchten lässt ,dass das Wohnungsvermietungswesenunter
Mitwirkung des Magistrates und des Wchnungsamtes in einem Sumpfunter¬

Soht .
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St .R .Kunschak bespricht nun ausführlich die Bundeswohnbauförderungsaktion .

Sie erstreckt sich bis zu einer Wohnflächevon120Quadratmetern ,unddas
Kuratorium hat noch keinen einzigen Bau bewilligt ,der über den Ræhmen

der gesetzlich zulässigen verbaubaren Fläche hinausgeht . Esbestcht beim

Kuratorium die Praxis - undsie stützt sich auf einen einstimmigenBoschluss - ¬
für ein Einfamilienhaus als Grundlagefür das Kostenerfordernis den
Betrag von 70 . 900Schilling anzunchmon .Das kann gewiss nicht als Luxusan¬

gesehen werden .Wasüber die 70 . 000Schilling hinausgeht ,wird domBauwerberSotrodtit
nicht in Anrechnung gebracht .Bei solchen Villen werdenynicht 50Prozent ,
sondern nur ho Prozent honoriert .Es werden also nicht die Mittel für die
Ausführung eines Luxus ,sondern für die Herstellung der primitiven Arbei - ¬

ten bewilligt ,was ,gewiss im Interesse der Bekämpfung der Arbeitslosig - ¬
keit wertvoll ist .Für solche Bauten wurden vomKuratorium bisher 13Millio - ¬
nen Schilling ,also nicht einmal 1lo Prozent der Gesamtsumme von 118Millio - ¬
nen Schilling bewilligt .Die Bauwerber haben 4 Millienen Schilling auf¬
bringen müssen .Bei der Bewerbung um die Wohnbauförderung durch die Gemein¬

de geht es nicht sauber zu .Bauten ,die vom Gemeinderat zu Lasten der Gemein¬
&beschlossen wurden ,werden beim Bundeswohn -und Siedlungsamt für die
Bundeswohnbauaktion eingereicht . Eszeigt sich aber auch ,dass diese Bauton
auf demWegezur Bundeswohnbauaktionteurer werden .So hat derGemeinderat
adnen Bau in der Rochaagasse um180 . 000Schilling beschlossen .Fürdie
Bundeswohnbauförderungsaktionstollt er sich um311 . 000Schillingteurer .
Für den Bau in der Neulinggasse hat der G,meinderat ' 5Millionen Schil¬
ling beschlessen . Erist für die Bundoswohnbauförderungsaktion um198 . 000

Schilling beurer geworden .Eine mitunter sehr ausgiebige Verteuerungist
noch bei weiteren 4 Bauten festzustellen .Bei insgesamt 6 Bauten ,dieder
Gemeinderatmit einem Kostenerfordernis von 4,705 . 000Schilling bewilligt
hat ,sind ,als ,die Projekte beim Kuratorium eingercicht worden sind ,die
Baukosten um 1,153 . 000Schilling plötzlich gestiegen .Die Gemeinde wurde

auf diesen Umstand aufmerksam gemacht und auch darauf ,dass die angebenene

Kubatur mit den Plänen nicht übereinstimme .Hinsichtlich der Verteuerung
Satwurde demKuratorium mitgeteilt ,dass ein derartiger Vorgangüblich sei

dieVerteuerungmur1oProzentderBaukosten.12/Das stellte sich aber als nicht richtig heraus ,da die Ueberschreitungen
übrigens

nicht 1o ,sondern 30 ' 9Prozent betragen .Bei einer Privatfirma nennt manso
einen Vergang unreell .Derartige Ansuchen von Privaten werden vomKurato¬
rium überhaupt nicht in Behandlung genommen .Das Kuraterium hat neue Kosten¬

voranschläge verlangt und die Gemeinde ist diesem Verlangen bercits nachge¬
kommen .Tatsache aber ist ,dass sich die Gemeinde einer Handlungsweise schul¬

dig gemach ,hat ,die nicht verantwortet werden kann .Aus diesenTatsachen
heraus Jes auch zu verstehen ,dass im Kuratorium gegen die Gemeindeeine
gewisse Animosität bestcht .WennSic wünschen ,dass das Verhältnis zwischen
dem Wohnungsamt und den privaten Hausbesitzern ein solches werde ,dass
es den Interessen der notleidenden Mieter entspreche ,wenn Sie wünschen ,
dass das Verhältnis zwischendemKuratoriumderBundeswohnbauförderungs¬
aktion und der Gemeinde ein gedeihliches werde ,so liegt es an Ihnendie
Stimmungzu entgiften ,eine Stimmung ,die Sie selbst vergiftet haben .( Leb¬
hafter Beifall bei derMinderhett ) .

In seinemScr basswort erwidert St .R .Weberausführlich aufdie
Darlegungen der Redner der Minderheit .Für den Kapitalisten ist die Wohnung

eine Ware ,derenPreis sich nachAngebotundNachfragerichtet ,Schen
vor demKriegehabenWchnungsreformerfür Wieneinen Leerstandvon3Pre¬
zent der Kleinwohnungen verlangt .Leider wurde dieser Prozentsatznicht er¬

reicht ,man ist nie über ein Prozent hinausgekommen .
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St . . Weberschildert sodann,wie sehr in allen Staaten währenddesKrieges
der Wohnungsbauvernachlässigt wurde ,er schildert die trostiosen Wohnungs¬
verhältnisse ,die in allen Staaten nach demKriege bestanden ,und dieBe- ¬
strobungen ,der Wohnungsnotabzuhelfen .In gar keinemLandewares demPri¬
vatkapital ,selbst mit Hilfe der öffentlichen Mittel möglich ,Wohnungen
so ausreichend zu bauon ,dasses den öffentlichen Gewaltenerspart ge¬
blieben wäre ,selbst den Wohnhausbau ,wenigstens teilweise in die Handzu
nehmen .In England ,demklassischen Landdes Einfamilienhauses ,woesgerade¬
zu ein Postelat ist ,dass jeder Arheitersein eigenesHaushat ,hat esnach
dem Kriege ,obwohl die Regierung eingegriffen hat ,fast keine private Bau¬

tätigkeit gegeben .DieStadtBirningham,die nur1 MillionEinwohnerzählt ,
und die eine ganz ähnliche Wohnungspolitik betreibt wie Wien hat ein Wohn- ¬
bauprogramm aufgestellt ,wonach 120 . 000Wohnungenin 20 Jahren erbaut
werden sollen .Die Gemeinde ist dort der Bauherr . Eswerden dort die Sied - ¬

lungshäusernichtnurvonderGemeindegebaut ,sondernauchvonihrver¬
waltet ,ja die ganzen Reparaturen werden von .der Gemeindedurchgeführt .
Dasselbegistin der Schweiz ,in Dutschlandin dennordischenStaaten
der Fall .Ueberall sind die öffentlichen Körperschfften ,vor allom die

Gemeinden ,Trägerdes Volkswohnbauesundumden handelt es sich .Unrichtig
ist es ,wasGR .Kunschakbehauptete ,dassin DeutschlandnurgrosseWohnungen
leer stehen .Es stchen dort auch kleine Wohnungenleer ,weil die Mietenob¬
gleich aus der SteuerZuschüssegegebenwerden ,ungeheuerhochsind .Inder
jüngsten Zeit hat die Rgichsregierungeinen 100 MillionennMarkkreditzur
Verfügunggestellt,mit dembillige Wohnungenerbaut werdensollen ,undzwar
müssen die Wohnungen ,was für uns eine besondore Genugtuung ist ,so erstollt
worden ,wie wir Wiener sie schen seit Angeginn nach Grösse undAusstattung
erstellt haben ( Hört ! Hörtbei der Mchrieht )undes ist ausdrücklich zur Be¬

dingunggestellt ,dass nur diejenigen Gemeinden ,die diese Bedingungerfül - ¬
len ,aus demKrrdit Zuwendungenerhalten .Ausalledemersicht man ,dass
die öffentliche Handunbedingteingreifen muss ,wenndie Wohnungsnotauch
nur einigermassen gemildert werden soll .Dr .Wagner hat behauptet ,dass sich
die Wiener einen Ueberkunsum Wohnungen leisten ( GR .Dr .Wagher :Ich habe

gesagt ,in Wien giht es einen U,berkonsum ,nicht die Wiener haben ihn .Das
ist nicht dasselbe ! )Wennmandas Rezeptdes GR. Dr .Wagnerbefolgenwollte ,
so hiesse dies ,den Preis für die Wohnungenso hoch hinaufzusetzen ,dassder
Ueberkonsumeingeschrinkt wird ,ähnlich wie er ctwa bei den Kleidernund
Nahrungsmitteln eingschränkt ist .Diese Methode lehnen wir absolut ab .( Leb¬

hafter Beifall bei der Mehrheit ) .Wirsind der Meinung ,dass dieGesamtheit
der Bovölkenungdie Verpflichtung hat ,die Mittel aufzubringen ,umdas
Wohnbeffür is zu befriedigen .Die Bundeswohnbauförderung gibt aus Steuer - ¬
mitteln Suschüsse .Auch wir geben einen Zuschuss .Nur ist der Zuschur .
dort klein ,bei unsbeträgt er 1ocProzent .MögenSie auchbehaupten ,dass
unserevWchnungsreformüberspitzt sei ,mögenSie auch vonSozialisierung
des Wohnungswesenssprechen ,wir bleiben auf unseromStandpunkt ,dassdie
Spekulation ausgeschaltet werden muss ,und dass die öffentliche Gewalt
verpflichtet ist ,solange den Wohnhausbauzu betreiben ,bis derWohnungs-¬
markt gesättigt ist und wir sprechen os mit Stolz aus ,das ist unser Ziel

( LobhafterBeifallbeiderMehrheit) .Dassderalte SozialpolitikerKunschak,
der doch das Programm Luegers und Vogelsangs zu seinem eigenen Programm ge¬

macht hat ,eino solche Rede wie die heutige hält ,die ein Hoch - undLob¬
gesang für don privaten Husbauwah ,hätte ich nicht erwartet .Eswandeln
sich die Zeiten und auch die Auffassungen( Lebhafter Beifall bei derMehr¬
heit ) . Esist gar nicht notwendig ,die Bundeswohnbauförderung gegen uns
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zu verteidigen .Wir waren nicht nur nio dagegen ,wir waren es ja ,diesie
geforderthaben .Aberdie :Bundeswohnbauförderungwurdenicht geschaffon,
um die private Beutätigkdit zu fördern ,sondern um der Wohnungsnotbei¬
zukommenund damit hat manauch den Zinsgroschen begründet ( Beifall beider
Mehrheit ) ,Im Bundeswohnbauprogramm war der Bau von 30 .do0 Wonnungenvor - ¬
geschen ,jetzt nach einem Jahre hört mannur von 18 . 000Wohnungen .Man
hätte sparsamer vergehen und vor allem Volksw hnungen bauen müssen .Manbe¬
denke doch nur ,welche Unterschiede im Preis für die von der ," fentlichen
Gewalt und für die von Privaten gebauten Wohnhäuser bestch . DieGereinde - ¬
räte Kuta : hzurd Werner haben nachhuweisen versucht ,dass Wien bei der . .
Bundeswohnbauförderung sehr gut weggekommensei .Für die Leistung ist
vor allem die Bevölkerungszahl entscheidend .Aus einer Aufstellung die
vomKammerratGerhold publiziert wurde,geht hervor ,dass bei derBundeswohn¬
bauförderung in Wien 50 ein Viertel Schilling auf den Kopf entfallen ,in

Oberösterreich 65 ' 61u in Stciermark 51 . 72 ,in Kirnten 57195 ,in Salzburg
5712 und in Tirol gar 105 ' 95Schilling ( Hört ' Hörtbei der Mehrheit )Wir
gönnen den anderen ,dass sie mehr bekommen ,aber man müsste dochbedenken ,
dass zwei Drittel der Zinsgroschensteuer ,aus der die Bundeswohnbauför - ¬

derung bestritten wird ,in Wien eingehoben werden .Von den tausenden Pro - ¬
jekten ,die wir vorgelegt haben ,sind nur 572 bewilligt worden .Das ist knapp
so viel an Wohnungen ,als wir infolge Demolierungen zur Unterbringung der

Parteien brauchen ,Wie man die G,meinde Wien däbehandelt ,das ist wirklih
eine Niederträchtigkeit ( LebhafterBeifall bei der Mehtheit ) .St . R.Weber
nimmt sodann gggen die B,hauptung des GR .Kunschak Stellung ,dass die
Gmeinde ihr Wchnbaupregrammnicht einhalte und stellt demgegenüberfest ,
dass die Gemeinde mit ihrem Bauprogramm durchaus nicht im Verzug sei .Wir
werden in 5 Jahren unser Bauprogrammdurchgeführt haben .Natürlich können
wir die Einteilung nicht so treffen ,dass wir genau am 1 .Jänner jedes Jah¬
res mit den Bauten beginnen und genau am 31 .Dezembermit dervorgesehenen
Zahl fertig sind .Was nun den Wohnungsschacher betrifft ,so hat GR .
Kunschak Ursache und Wirkung verwechselt .Wenn man zur Zoit eines so
fürchterlichen Wohnungsmangelseinen frein Wohnungsmarktschafft undder
wilden Nachfrage ein ganz kleinesnAngebet gegenüberstellt ,so dindalle
Voraussetzungen für einen solchen Wohnungswuchergegeben .Aus diesemGrunde

haben wir uns ja gegen die vorzeitige Aufhebung des Anforderungsgesetzes
die Schaffung eines entsprechenden Wohnungsnachweises ge¬gewährt ,und

fordert .Es ist auch ganz klar ,dass wir nicht jeden Tausch bewilligen kön¬
nen ,da hier verschiedene Missbräuche vorkommen .Würden wir die Leute aus
engen Wohnurenohne Tausch in unseren G meindehäusern unterbringen ,dann
würddn di Freiwerdenden Wohnungeneinfach verschachert werden . Esist ja
ein öff itliches Gcheimnis ,dass sogar die Tauschbewilligungen demHausherrn
bezahlt werden müssen .Wenn Gemeinderat Kunschak das nicht will ,mögeer
als ein Mächtiger in seiner Partei dahin wirken ,dass der Wohnungsnachweis
so verbessert wird ,dass ein Schacher mit Wohnungenunmöglich is . St .R .
Weberäussert soch sodann zu den Beschwerdenüber die Wohnungsvergebung.
Sclange der freie Wehnungsmarkt besteht ,kann die Gemeinde nichts anders
tun als nur soviole Vermerkungen entgegenzunchmen ,als siemit ihren Bauten
befriedign kann .Das Punktsystem besteht nach wie ver .Jeder Fall wird
strenge geprüft und von einem Oberbeamten überprüft .Es würden alle Klagen
auf diesem Gebiete verstummen ,wenndie BundeswohnbauförderungdieProjekte

der Gemeinde bewilligte ( Lobhafter Beifall bei der Mehrheit )Uns wäre es

natürlich viel !lieber ,wenn wir den Louten Wohnungsn geben könnten
als dass wir ununterbrochen Nein sagen müssen .Uns ist es selbst sehrunan¬
genehm ,dass wir im Wehnungsamteine Aufsicht trauchen ,aber wirmüssen
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die Beamt .vor Exzessen und tätlichen Angriffen ,wie sie vorgekommer
sind ,schützen .Dem Verlangen nach Einrichtung einer Wohnungskommission

hüilt St . R .Weber die Erfahrungen gegenüber ,die man mit der früher bestan¬

denen Wohnungskommission gemachthat .Bekanntlich war dieseKommission
den heftigsten Anfeindungenausgesetzt .Zur Kritik des GR .Ullreich ander
Kleingartenförderung stellt St .R .Weber fest ,dass die Gmeinde aus ihrem
Grundbesitzden Kleingärtnern3,800 . 000m2zur Verfügunggestellt hat .
Wohl wärden Gründe ,die nie als Kleingartengründe gedacht waren ,gekündigt ,
man war aber immer bemüht ,Ersatz zu schaffen . Eswurden Dawergärten er - ¬
richtet und zinsenlose Kredite in ansehnlicher HEhe gewährt . Auchder

Pachtzins ist ausserordentlich niedrig .Schliesslich stellte St . R .Weber
gegenüber dem GR .Wagner fest ,dass in den Neubauten der Gemeindenicht
17 ,sondernbloss4 ProzentGeschäftslokalesich befinden ,Erersucht
den Voranschlaganzunehmen .( LebhafterBeifall bei derMehrheit ) .

Die Abstimmung über die Verwaltungsgruppe IV wird in der
morgigen Sitzung vorgenommenwerden .

Jugend in Not .
Eine überparteiliche Aktion für die arbeitslose Jugend .

Im Rathaus fand heute unter dem Vorsitz des städtischen Wohl - ¬

fahrtsreferenten ,Stadtrates Professor Dr .Tandler ,eine Konferenzstatt ,
die sich sehr eingchend mit der Organirierung einer Aktion für die arbeits - ¬
lose Jugend beschäftigte .Erschienen waren Vertreter des Bundesministeriums

für soziale Verwaltung ,der Krankenkassen ,der GemeindeWien ,desFortbildun
schulrates ,der Kammerfür Arbeiter ,und Angestellte ,derHandelskammer ,
des Gremiums der Wiener Kaufmannschaft ,der Freien und der Christlichen
Gewerkschaften ,des Vereines genossenschaftlicher Gehilfenvertreter ,des

Gewerbegenossenschaftsverbandes ,des Verbandes für freiwillige Jugendfür - ¬
sorfe ,des Caritasverbandes ,des Vereines " Jugendheim " ,der Lehrlingsfür¬

sorgeaktion und der Jugendorganisationen der verschiedenen Richtungen .
Stadtrat Professor Tandler beantragte die Errichtung von Tages¬

heimstätten für berufslose manuelle jugendliche Arbeiter ,sowie erwerbslo¬
se jugendliche Angestellte ,Lehrlinge und Lehrmädchen und für die studie - ¬

rende Jugend ,soweit auch diese von der Erwerbslosigkeit betroffen ist .
Diese Tagesheimstätten sollan an allen Wochentagen von 2 Uhrnachmittags
bis 7 Uhr abends geöffnet sein .Die jugendlichen Arbeitslosen werden wäh¬

rend dieser Zeit durch Vorträge ,Bastelkurse ,berufskundliche Veranstal¬
tungen und so weiter ,bei entsprechender Beaufsichtigung beschäftigt wer¬

den .Den J .rendlichen wird auch eine warme Jause verabreicht werden .Die
Aktion s I noch im Dezember beginnen und Ende März 1931 beendet werden ,

Die Vorschläge wurden einstimmig genehmigt .Aus einem Kurato¬

riam ,dem alle in Betracht kommenden Körperschaften angehören ,wurde ein

geschäftsführender Ausschuss gewählt .Als Vorsitzende dieses Kuratoriums wur¬
den Stadtrat Professor Dr .Tandler ,GemeinderatWeigl ,dieNationalräte
Schorsch und Spalowsky gewählt .Ausserdem werden noch die Organisationen
der Arbeitgeber einen Vo sitzenden namhaft machen .ZumGeschäftsführer
wurde Sekretär Kimml bestellt .Das Kuratorium hat seinen ,Sitz in der Kam- ¬
mer für Arbeiter und Angestellte , . ,Ebendorferstrasse 7 .

Die Vertreter der Gemeindo ,der Arbeiterkammer und der Freien
Gewerkschaften erklärten ihre Bereitwilligkeit ,sich an dieser Aktion
durch grössere Goldleistungen zu beteiligen . Eswird erwartet ,dass auch die

Regierung und neben den in Betracht kommendenOrganisationen die Industrie ,
des Handels und der Banken grössere Mittel zur Verfügung stellen werden .
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DasKuratoriumwirdaucheinenAufrufandieOeffentlichkeitrichten,
worinumSpendenfürdenBetriebderTagesheime,sowiefürdieBeistellungderJausefürdiearbeitsloseJugend,erswehtwird.

NunmehrgelangtdieVerwaltungsgruppeVzurVerhandlung.
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BerichterstateramtsführenderStadtratRichterführtaus :

MitRücksichtaufdiewirtschaftlichenVerhältnissemusste
dasBudgetderVerwaltungsgruppefür technischeAngelegenheitenfürdas
Jahr1931so erstellt werden ,dassnichtgrössereAufwendungenerfolgen,
als imVorjahre .Sokommtes ,dassdie Nettoausgabenmit1,088 . 000Schil¬
lingfastgenausohochsind ,wieimJahre1930,woeineNettoausgabevon
,007 . 000Schillingvorgesehenwar .DieGesamtausgabensindmitrund86
Millionenum2MillionenSchillinghöher ,alsimJahre1930,dochstehen
diesererhöhtenAusgabeaucherhöhteEinnahmengegenüber.Schonausdieser
Tatsachegehthervor ,dasskeinebesonderenAufwendungenfürNeuanlagen
gemacht werden können und dass das hauptsächlichste Bestreben darauf ge¬

richtet wurde ,das Bestehende zu erhalten und zweckmässig auszubauenund
Begonnenesfortzuführen .ZudeneinzelnenPostendes Voranschlageswärezu
temerken :FürGebäudeerhaltung,soweitsie die Patronatskirchenbetrifft ,
ind 51 . 000Schilling vorgesehen ,für Denkmäler und Denkmalbrunnenwurden
81 . 000Schilling präliminiert .Es gelangen für diesen Betrag plastische Kunst¬

werkezurAufstellung,soimHerderparkeineBrunnengruppe,in demPark
aufdemGeländedesehemaligenSteinlagerplatzesamDcnaukanaleineFigu¬
rengruppe" Rufder Jugend "imHartäckerparkeine Gruppe„ RehundMädchen"
undschliesslichin demParkvorderWohnhausanlagein JedleseedieFigureines Jünglings .

ImStrassenpflegebetriebist ein neuerKehrzugundeineKehrcht¬
sammelmaschineneben2 kleinerenFypenvonKehrmaschinenvorgesehen.ImKo¬
lonisationsbetriebewerden1 neueSammelzügeund . 000Gefä,M. 8eingestellt.
DieneuenKoloniazugwagensindmitVorderradantriebausgestattet ,eineNeue-¬
rung ,die es mrmöglichtdie Zügeviel kürzerzu machen ,so dassderSammel¬
dienstin denengenStrassenderinnerenStadterleichtertwird .Inkürzes¬ter Zeit werdenVersuchemit der Kehrichtverbrennungunternommen ,umüber
dieVerbrennbarkeitdesWienerKehrichtAufschlüssezubekammen,diebei
dereventuellaufzunehmendenVerbrennungdesgesamtenKehrichtesderStadt
zur Anwendunggelangensollen .DieAbfallsammelkörbe,derenesjetzt

. 215gibt ,werden um250vermehrt .
MitAusnahmederAusgestaltungeinigerPlätzewerdenneueGar¬

tenanlagen im Jahre 1931 nicht errichtet ,doch wird die Ausgestaltungvon
Sitzplätzen in den kleinen Anlagen fortgesetzt ,ebenso dieReschaffung
vonBänken .Zuden 12 . 50ckommenloo dazu ,zusammenalso 12 . 900gegen . 770
im Jahre 10 ° .Auf der Ringstrasse werden die Betoneinfassungen derAlleebäu¬
mefortge tzt werden .Ebensowerdendie Versuchefortgesetzt werden ,öffen¬
liche C sen privaten Unternehmernzur Pflege zuüberlassen .

DerBäderbetriekweist steigendeBesuchsziffernauf ,Es warenin
dengeschlossenenBädernohnedenobligatorischenSchwimmunterrichtundehne
dieVereinebisEndeOktober1930- 6,405. 895gegen6,000. 777,alsoummehr
als lco . 000Badebesucher mehr zu verzeichnen ,mit demobligatorischen
SchwimmunterrichtunddenVereinen6,636 . 073Besucher.In denSommerbädern
hatten wir 1,768 . 94l ,in den Kinderfreibädern1,301 . 60 .Insgesamtalsoin
lcMonaten9,706. 618Besucher.DasBadanderAspernbrückeist nochoffenund
wirdbetrieten ,solangees der Eisganggestattet - AlsFolgederschlechten
wirtschaftlichenVerhältnisse ,der grossenArkeitslosigkeitundihrerBe¬
gleiterscheinungenist bei den Bäderneine Verminderungder Besucherder
Dampf-undWannenbäderundeinestarkeSteigerungderBrausebäderzuver¬

998



Gemeinderatssitzung vom19 .Dezember1930 X .Blatt

zeichnen .Im Volksbad Simmering wurden Mittwoch 31 neuerrichtete Brause¬
badekabinen I .Klasse der Benützung übergeben .Aus Budgetmitteln werden

im Jahre 1931 zwei neue Kinderfreibäder errichtet ,deren Gesamtzahl dann
2h betragen wird .

Der städtischen Dampfwäschereiwurdenin den letzten Tagendie
Aufträge der Fondsspitäler des Bundes entzogen und der Betrieb war gozwun¬
gen eine grössere Anzahl von Arbeitern zu kündigen .Es soll hier festge - ¬
stollt weden .dass die Kündigungdes Vertrages durch dasBundesministerium
ohnejeden Anlassundgangentgegenden ständigenVersicherungenerfolgte ,
dass sich aus dieser Kundigungauch kein Gewinnfür die Spitalsverwaltun¬
gen ergeben wird ,sondern eine Mehrbelastung ,da die VergebungderArbeiten
an zwei Grosswäschereien zu wett höheren Preisen erfolgte ,als bei der

städtischen Wäschereibezahlt wurden .Die FörderungderPrivatwirtschaft ,
als welche die Entziehung der Wäsche der städtischen Wäscherei ausgegeben
wurde ,besteht also derin ,dass 2 Grosswäschereien auf Kosten der Steuer¬
zahler ein Geschäft machen und einige Dutzend Arbeiterinnen brotlos wer¬
den .Der Entfall an Einnahmen der Wäscherei konnte im Budget nicht bgück¬

sichtigt werden ,da noch nicht bekannt ist ,wic sich der Ausfall an Ar¬

beit auswirken wird .Für Strassenerhaltung und Strassenbau sind 17 'Millio¬
nen Schilling präliminiert .Es ist die Neu -und Wiederherstellung von .

rund 500 . 000m2vorgesehon ,von welchenwieder ,wie in den Vorjahren ,ein
grosser Teil auf Neuherstellungen aus Anlass von Neubauten aufgewendet
werden muss .Die Strassenwalzung erfordert einen Betrag von 171 . 000Schil
Zing .Ein Verzeichnis der Strassen ,die neu -oder wiederhergestellt wer¬
den ,finden Sie in den Ausweisen 6 und 7 .Die Ausbesserungen undkleineren
Umpflasterungen sind darin nicht enthalten ,da sie nur nachBedarfgerfol¬
gen .Die Strassenölung ist unter dem Titel Strassenpflege enthalten .Es
werden rund zweieinhalb Millionen m2 geölt .Das ist ungefähr das Ausmass
der alten Strassen ,die noch durch neue ersetzt werden sollen ,dabeisind
aber auch viole Feldwege ,die die Bezeichnung als Strassen kaum verdie - ¬

nen ,inbegriffen .Die Oelung hat sich nicht nur vom Standpunkte der Erhal¬

tung der Strassen ,sondern auch vom Standpunkte der Staubbekämpfung als
sehr vorteilhaft erwiesen .

Der Aufwand für Brücken und Wasserbauten ist im rund eine Million
geringer ,als im Jahre 1930 ,da die Augartenbrücke im Frühjahre 1931
fertig wird .Der Ersatz der öffentlichen Gasbelcuchtung durch olektrische
Beleuchtung wird fortgesetzt .Zwei Bezirke sind mit Ende 1930vollständig
olektrifiziert ;es sind das der VII .und VIII Bezirk ,einige andere Bezir¬

ko werden im Jahre 1931 ferzig .Mit Rücksicht auf die Bollendung des

Baucs des Stadions werden im Jahre 1931 nuch einige Strassen imPrater
elckt sch belcuchtet worden .Insgesamt sind bisher 700 Kilcmeter Strassen
mit . 500Lampen elektrisch belcuchtet ,rund 500 Kilometer sind noch
ausstöndig ,doch sind darunter auch sehr verkehrsarme Gebiete .6öffent¬
liche Uhren werden im Jahre 1931 aufgestellt .

Bei den städtischen Wasserwerkensind im Voranschlage für das
Jahr 1931 ausser den Arbeiten für die normale Erhaltung und Ausgestal - ¬
tung der Wasserleitungsanlagen noch folgende grössere Arbeiten in Aus¬

sicht genommen :Rohrlegungen zur Aufschliessung nouen Baugeländes und Aus¬

bau der Versorgungsgebicte der Behälter Schmelz und Galitzinstrasse ,Hun¬
gerberg und Laaerberg .Vergrösserung des Fassungsraumes der Wiener Wasser¬
behälter um rund 1o .000 Kubikmeter .Errichtung von 3Drucksteigerungswerken
für die Hochbehälter Steinhof ,Hackenberg und Krapßenwald .Ausbau der Nutz - ¬

wasserversergung im Anschluss an die Wientalwasserleitung .Legungeines
Ferrkabels an der I .Hochquellenleitung .Fortsetzung und Vollendung des

999



Gemeinderatssitzung vom 19 .Dezember1930 .

Ausbauesdes Pottschacher Schöpfwerkesund Einleitung von neuonQuellen
an der I .Hochquållenleitung .Im Gebiete der II .Hochquellenleitung ist die

Einleitung der Seisensteinquelle seit einigen Tagen betriebsbereit ,so dass
im Bedarfsfalle 10 . 000Kubikmeter täglich gewonnenwerden .DieUmleitung
der oberen Quellen im Höllental ist bereits durchgeführt ,wodurch die Kaisor - ¬

brunnerquelle leist nngsfähiger wird .Weitere Arbeiten sind für die nächs ' en
Jahre vorgesehen .

Der Ersatz der alten Ziegelkanäle durch Betonkanäle wird fortge - ¬
setzt ;es sind ohne die Fefzigstellung begonnener Arbeiten 63 Umbautenvorgo - ¬
sehen .Neue Kanalbauten sind 87 vorgesehen ,darunter allerdings auch einige
Fertogstellungen aus dem Jahre 1930 . Voreinigen Wochenhat die Gemeinde
Wienneuerlich ihre Bereitwilligkeit ausgesprochen ,zu den KostenderLiesing-¬
kanalisation beizutragen ;heffentlich gelingt es auch dieses begonneneWerk
endlich zu Ende zu führen .Ein Verzeichnis der Kanäle ist im Ausweis8

gegeben .
Ich habe mich darauf beschränkt ,hier nur jene Dinge ausführli¬

cher zu besprechen ,die im Budget der Gruppe V ihre Bedeckung finden ,Daneben

laufen in dieser Verwaltungsgruppealle jene Arbeitender anderenGruppen,
welche technische Vorarbeiten und Durchführung erfordern und in welchen die

Verwaltungsgruppe V nur als Beauftragte in Erscheinung tritt .Für diese Ar¬
beiten ist ein Kostenerfordernis von rund 9 Millionen Schilling vorgesehen .

Rechnet mandiesen Betrag zumBudget ,so weit es die Vergebung
von Arbeiten und Lieferungen umfasst ,so ergibt sich ein gewaltiger Be¬
trag ,der der notleidenden Wirtschaft zugeführt und belebend wirken wird .

ede
.Die Verwaltungsgruppe V wird sich bemühen ,alle " so räsch als

möglich sofort nach der Genchmigung des Budgets durch den Gemeinderat hi¬

nauszugeben ,in einigen Fällen sind die Ausschredbungen bereits erfolgt ,
um in der schwersten Zeit des Winters dazu beizutragen ,die Ar¬

beitslosigkeit nach Mödlichkeitzulindern .
Ich bitt 'daherumGenchmigungder AnsätzederVerwaltungs-¬

gruppoV.
GR. Erban .( . . )erklärt ,dass die Kündigungder Aufträgedurch

das Ministerium in bezug auf die Reinigung der Wäsche der Fondsspitäler
durch die städtische Dampfwäschereidas einzig wirtschaftliche Richtigesei .
Unerhört ist ,dass viele Gemeindebetriebe ,wie zum Beispiel die technischen
Werkstätten ,den Kleingewerbetreibenden die Arbeiten wegnehmen .In dentech¬
nischen Werkstätten werden Tischler - undSchlosserarbeiten gemacht ,alles
Arbeiten ,durch die das Gewerbe zu Schaden kommt .Die Gemeinde muss den wirt - ¬

schaftlichen Verhältnissen Rechnungtragen ;dazu gehört auch der Abbauder
Bäderpreise .Die Preise in den städtischen Bädern sind viel zu hoch undwei¬
te Schichten der Bevölkerung können sich heute nicht mehr weder ein Wannen¬
bad ,noch ein Brausebad vergönnen .Die Schwimmhallen in städtischen Bädern
werden nach rein parteipolitischen Gesichtespunkten vergeben ,ein Zustand ,
der nicht scharf genug kritisiert werden kann .Der Platz ,auf dem dasneue
Bad bei der Augartenbrücke gebaut werden soll ,ist ein ganz verfehlter ,
In der Nähe des neuen Bades befinden sich 3 Privatbäder .Die Gemeindewird
vom neuen Bad keine Einnahmen erzielen und die drei Privatbäder werden zu¬

grundegerichtet werden .Die Wiener Gartenanlagen befinden sich in einemsehr
devastierten Zustand ,da im Gartenbetrieb viel zu wenigPersonalbeschäftigt
wird .Mängel sind auch im Strassenpflerebetrieb festzustellen unddie
Strassenbauwirtschaft der GemeindePeine vollständig unrationelle .Fürdie
Erhaltung der Denkmälergeschicht sehr wenig ,ebenso für die Erhaltungder
Patronatskirchen .Im bezug auf die Wasserversorgungerklärt derRedner ,
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+ —dass die Errichtung einer eigenen Nutzwasserleitung schon dringend notwend¬
dig geworden ist .( Beifall ) .

GR.Hörmayer( . . )beantragtzunächst ,diePostfürdieEr¬
haltung der Kerchen ,Kapellen und Pfarrhöfe im Betrage von 50 . 000Schilling
auf 80 . 000Schilling zu erhöhen .Es wärehöchste Zeit ,endlich einmaldie
Reichsbrückenfrageeiner befriedigendenLösungzuzuführen . Essindschon
grössere Fragen bereinigt worden und es muss daher auch diese Frage bal¬
digat gelöst werden .Im Herzen der Stadt ,und zwar bei derAspernbrücke ,
befindet sich ein ausgedehntes Rattennest .Das ist eine Schande für Wien ,

der skandalöse Zustand muss sofort aus der Wolt geschafft werden .Schliess¬
lich verlangt der Redner ,dass der Aufbauder elektrischenStrassenbeleuch¬
tung rascher durchgeführt werde und die Gemeindeauch dieHausnummerntafeln
an den städtischen Wohhhäusernelektrisch beleuchten möge .( Beifall . )

GR .Dirisamer ( . . )erwidert auf die Aeusserung des St . R.
Breitner ,der Krieg und seine Folgen seien an der traufigen Wirtschaftslage
schuld ,dass die Sozialdemokraten an der Zerreissung des Staates eingerüttel¬
tes Mass von Schuld haben .Die Sozialdemokraten sind daher auch an denheu¬
tigen Verhältnissen mitschuldig .Der Redner kritisiert sodann ,dass die
für Strassenneuherstellungen ausgeworfenen Summenangesichts der ausser¬
ordentlichen Arbeitslosigkeit viel zu gering sind .Insbesondere ist für den

III .Bezirk an Strassenneuherstelluhgen sehr wenig vorgesehen .Bei den Stras¬
senherstellungen wird auch nicht immer mit der nötigen Sorgfalt und Voass¬
sicht vorgegangan .Mannsollto auchendlich bei uns darangehen ,dieKanal¬

und Wasserleitungsrohre beim Umbauvon Strassen unter das Trotoire zuverle
gen .Auch für die Beleuchtung sind viel zu geringe Summeneingestellt ,
obwohlin einer grossen Zahl von Strassen das Gaslicht durch daselektrische
Licht ersetzt werdenmüsse .Ferner stellt der Redneraus ,dass dieZahl
der Wassersprengautoseingeschränktwordenist .DerBetrieb derDampfwä¬
scherei in der Schwenggasseist mustergültig ,doch ist es nicht angängig ,

die ser Wäscherei der Privatwirtschaft Konkurrenzgemachtdass mit
wird ,ja dass sogar die Privatunternehmer unterboten werden .In dieser
Wäschereisind nur marxistischeArbeitereingestellt .( LebhafteZwiszhen- ¬
rufe bei der Mchrheit . - GR .Thaller :Er ist lieber dafür ,dass die Leute
arbeitslos werden ,als dass sie die Gemeindebeschäftigt . )ZumSchlusse
bittetder Hodrer den amtsführenden Stadtrat ,sich gegenüber demFinanzre - ¬

ferenten umdie Bereitstellung grösserer Mittel für sein Ressont zube¬
mühen .

GR .Nowak( soz . )gibt zu ,dass in den äusseren Bezirkenmanche
Strassen gewisser Instandsetzung bedürfen .Das ist bei dem gewaltigen Um- ¬
fang des Wiener Strassennetzes nicht verwunderlich .Im letzten Jahrzehnt
hat die Gemeindegewaltige Summenzur Verbesserung der Strassen aufgewendet .
Auchdie Mehrheithätte da Wünsche ,wir wissenaber ,dass mansich dabei
der Beschränktheit der finanziellen Mittel einschränken muss .Nunhat man
in den letzten Tagen erflahren ,dass die Bundesregierung der Gemeindeauch
nech Geld wegnehmenwill ,in demdie Autosteuer inkameriert werdensoll .
Für den städtischen Fuhrwerksbetrieb würde sich die Benzinsteuer katas¬
trophalauswirkenunddieser Betriebmit rund390 . 00cSchillingbelasten .
Mit dieser Summekönnte ,nahezu dreimal so viel Strassen mit Holzstöckeln
versehen werden ,als im Jahre 1931 präliminiert sind .Schen angesichts der
grossen Zahl von Arbeitslosen sollte sich die Minderheit an die Seite der
Mehrheit in der Abwehr dieser empfindlichen finanziollen Schädigungstellen .
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Der Redner bespricht sodann die Kehrichtfrage und weist darauf hin ,dass
die Kehrichtablagerung in Favoriten und hauptsächlich die Fliegenplage

zu zahlreichen Beschwerden geführt hat .Es ist zu begrüssen ,dass es

mit demAufwand bedeutender Mittel gelungen ist ,die Fliedenplage

zu beseitigen .GR .Nowak schliesst seine Ausführungen mit der Fyststellung ,
Aeshns den Lete

dass die GomeindeWienauf /Teiste ,wasüberhauptdenkbarEst .( Lebhafter
Beifallbei derMehrheit) .

GR .Panosch ( E.L )beklagt sich über den schlechten Zustandman¬

cher Strassen im Zentrumder Stadt .SowehlamGrabenwie in derUniversitäts¬
strasse kannmanbei Regenwettermeterbreite Pfützen sehen .ImZentrumder
Stadt müssten solche Zustände nicht herrschen .GR .Panosch beschäftigt sich

sodann mit der Kchrichtverwaltung .Hier müsste endlich ein Schritt vorwärts

gemacht werden .Schon im Frieden waren Prejekte einer Verbrennungsanlage

fertig .In den 10 Jahren hätten da die Sozialdemokraten schon etwas tun könne ;
Die maskhinelle Strassenreinigung ist an sich nicht schlecht ,sie müsste

aber voll durchgeführt und auch der von den Kehrzügen an denStrassenrand

geworfene Mist rasch weggebracht werden .Auchder Kehrichtbesietigung wird
zu wenig Aufmerksamkeitgeschenkt .Durch die Einführung desKübelsystems
ist die Staubplake keineswegs beseitigt worden .In den Vormittagsstunden ,

zur Zeit des grössten Verkehrs sind die Gehs eige mit den Kübelnverstellt ,
die Kübel sind nicht verschlossen und beim Ableeren der Kübel indie Waagen

wirdStaubentwickelt .Manmüsstesich endlichzur EinflührungdesWechsel-¬
kastensystems entschliessen .Schliesslich stellt der Redner aus ,dass beim

Betrieb der Präsidialwagen zu weniggespart wird .( Beifall bei der . . )
Die nächste Sitzung finden Montag nachmittag anschliessend

an die um 1 Uhr nachmittags beginnende Landtagssitzung statt .

Schluss der Sitzung 21 ' 50Uhr .

Bogenabfertigung22115Uhr.1002
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